
Stadt Meckenheim 

Flächennutzungsplan, 47. Änderung (Bereich Bahnhof Kottenforst) 

Stellungnahmen bzw. Anregungen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 

Belange 

1. Polizeipräsidium Bonn – Städtebauliche Kriminalprävention
mit Schreiben vom 18.09.2014

Kurzinhalt der Stellungnahme

Es werden Hinweise gegeben, dass zu einem späteren Planungsstand Empfehlungen zur
Berücksichtigung der Belange der städtebaulichen Kriminalprävention gegeben werden.

Beschlussvorschlag

Kenntnisnahme

Abwägung und Begründung

Entfällt

2. Tele Columbus AG, Dresden
mit Schreiben vom 18.09.2014

Kurzinhalt der Stellungnahme

Es wird mitgeteilt, dass sich im Geltungsbereich des Plangebietes keine Erdkabel des
Unternehmens befinden.

Beschlussvorschlag

Kenntnisnahme

Abwägung und Begründung

Entfällt

3. Bezirksregierung Köln, Dezernat 33, Ländliche Entwicklung und Bodenordnung
mit Schreiben vom 18.09.2014

Kurzinhalt der Stellungnahme

Keine Bedenken

Beschlussvorschlag

Entfällt

Abwägung und Begründung

Entfällt

Anlage 1



   

 

 

 

4. Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Luftbildauswertung 
mit Schreiben vom 19.09.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird mitgeteilt, dass der KBD nicht zu beteiligen ist, da nicht unmittelbar von nicht un-

erheblichen Eingriffen auszugehen ist. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Entfällt 
 
 

5. Amprion GmbH, Dortmund  
mit Schreiben vom 19.09.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird mitgeteilt, dass im Plangebiet keine Hochspannungsleitungen des 220 kV und 380 

kV-Netzes verlaufen und Planungen hierzu nicht vorliegen. 
 
 Es wird davon ausgegangen, dass bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zuständi-

gen Unternehmen beteiligt wurden. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die weiteren Versorgungsunternehmen 

wurden im Planverfahren beteiligt. 
 
 

6. Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln 
mit Schreiben vom 19.09.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird mitgeteilt, dass vorhandene Anlagen bzw. Planungen nicht betroffen werden. 
 
 Es wird darauf hingewiesen, dass Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht im Schutz-

streifen von Leitungen vorzusehen sind. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Entfällt 
 
 



   

 

 

7. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 

Düsseldorf 
mit Schreiben vom 22.09.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird mitgeteilt, dass die Belange berührt, aber nicht betroffen werden, wenn die bauli-

chen Anlagen eine Höhe von 30 m nicht überschreiten. 
 
 Sollte diese Höhe überschritten werden, wird eine Prüfung im Einzelfall vor Erteilung einer 

Baugenehmigung erforderlich. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Da bauliche Anlagen über 30 m Höhe nicht festgesetzt werden oder zulässig sind, werden 

die Belange nicht betroffen. Eine Abwägung wird nicht erforderlich. 
 
 

8. Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW, Köln 
mit Schreiben vom 22.09.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird mitgeteilt, dass nach Prüfung der Unterlagen keine Stellungnahme abgegeben 

wird. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Entfällt 
 
 

9. Wahnbachtalsperrenverband Siegburg 
mit Schreiben vom 25.09.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Keine Bedenken 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Entfällt 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Entfällt 
 
 



   

 

 

10. Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Regionalniederlassung Ville-Eifel 
mit Schreiben vom 26.09.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird mitgeteilt, dass grundsätzlich keine Bedenken geltend gemacht werden. 
 
 Es wird darauf hingewiesen, dass nicht geprüft wird, ob Schutzmaßnahmen gegen den 

Verkehrslärm der A 565 oder L 113 erforderlich sind. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Aufgrund der bestehenden Bebauung mit Wohngebäuden ist davon auszugehen, dass die 

zukünftigen Wohngebäude und die Nutzung Wohnen an diesem Standort keine Probleme 
aufwerfen. 

 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 

11. Erftverband Bereich Abwassertechnik 
mit Schreiben vom 06.10.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird darauf hingewiesen, dass das Regenwasser versickert oder gedrosselt eingeleitet 

werden muss. 
 
 In der Stellungnahme vom 20.06.2011 wurde mitgeteilt, dass im Bereich des Plangebietes 

keine öffentlichen Kanäle vorhanden sind und die Erschließung damit nicht gesichert ist. 
 
 Des Weiteren wurde mitgeteilt, dass aus gewässertechnischer Sicht begrüßt wird, eine 

Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers zu prüfen. Auf die Sammlung, Nut-
zung von Zisternen, offenfugige Pflasterung der Wege und Hofflächen, die Anlage von 
Gründächern, Teichen, Mulden, Biotopen sowie die Nutzung zur Freianlagenbewässerung 
wurde hingewiesen.  

 

 Beschlussvorschlag 
 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 Abwägung und Begründung 
 

 Die Erschließung und Anschlüsse des BPlan-Gebietes an die öffentliche Ver- und Entsor-
gung werden im Rahmen der Erarbeitung der Ausführungsplanungen der Infrastruktur mit 
den Planungsträgern vertieft erarbeitet und im Rahmen der Realisierung der Erschlie-
ßungsarbeiten durch den Investor hergestellt.  

 
 Das hydrogeologische Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass eine Regenwasserversi-

ckerung aufgrund der Bodenverhältnisse zu Problemen führen kann. Da es sich bei den 
Baugebieten um Flächen handelt, die bereits vor dem gemäß § 51a LWG festgesetzten 
Datum bebaut waren, ist hier nicht die Pflicht zur Versickerung oder Verdunstung vor Ort 
vorgegeben. Trotzdem wird auch weiterhin versucht, Niederschlagswasser in die an-
schließenden Grünflächen zur Versickerung einzuleiten. Aufgrund der gegebenen Situati-



   

 

 

on setzt der Bebauungsplan jedoch fest, dass das anfallende Niederschlagswasser in die 
vorhandene Mischwasserkanalisation eingeleitet werden kann. 

 
Im Rahmen des anstehenden Erschließungsvertrages wird der Investor verpflichtet Lö-
sungen zu erarbeitet, die ein gedrosseltes Einleiten von Niederschlagswasser in die vor-
handene Mischwasserkanalisation gewährleisten. 

 
 

12. Gemeinde Alfter 
mit Schreiben vom 07.10.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es werden keine Einwendungen geltend gemacht. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Entfällt 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Entfällt 
 
 

13. Stadt Rheinbach 
mit Schreiben vom 08.10.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es werden keine Anregungen vorgetragen. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Entfällt 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Entfällt 
 
 

14. RSAG AöR, Siegburg 
mit Schreiben vom 15.10.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es werden keine Bedenken vorgetragen. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Entfällt 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Entfällt 
 
 



   

 

 

15. Rhein-Sieg-Kreis, Regional- und Bauleitplanung, Siegburg 
mit Schreiben vom 16.10.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Altlasten: Es wurde angeregt, dass zusätzliche Untersuchungen im Bereich der auffälligen 

Bohrung BS 6 durchgeführt werden. Diese Untersuchungen haben nicht stattgefunden. Es 
wird deshalb empfohlen, diese Untersuchungen nachzuholen, um Probleme bei den Wir-
kungspfaden Boden-Mensch und Boden-Nutzpflanze auszuschließen und ergebnisabhän-
gige Hinweise zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse in geeigneter 
Art und Weise im Bauleitplanverfahren zu berücksichtigen. 

 

 Beschlussvorschlag 
 
 Den Anregungen wird gefolgt. 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Die zusätzlichen Untersuchungen im Bereich der Bohrung BS6 wurden zwischenzeitlich 

durchgeführt. Um gesunde Wohnverhältnisse zu erreichen, werden die Ergebnisse der 
Untersuchungen in den Bebauungsplan so weit erforderlich übernommen und die notwen-
digen und gutachterlich ermittelten Maßnahmen im Rahmen der Baumaßnahmen durch-
geführt. Infolge dessen wird auf einem untergeordneten Grundstücksbereich, ein Boden-
austausch vorgenommen. Damit wird der Anregung entsprochen 

 
 Natur- und Landschaftsschutz: In seinem Schreiben bestätigt der Rhein-Sieg-Kreis unter 

der Überschrift „Natur- und Landschaftsschutz“ ausdrücklich, dass sich sein Fachamt den 
Ergebnissen der artenschutzrechtlichen Prüfung und der FFH-Verträglichkeitsprüfung an-
schließt. Er weist darauf hin, dass eine Anwohnerin des Plangebietes dem Fachamt Hin-
weise auf Vorkommen von Steinkauz, Kreuzkröte und Feuersalamander im Umfeld des 
Plangebietes gegeben habe. Vorbehaltlich einer nochmaligen Überprüfung dieser Arten 
erteilt das Fachamt sein Einvernehmen mit den vorliegenden Verfahrensunterlagen. 

 

 Beschlussvorschlag 
 
 Keine Abstimmung 

 
Die genannten Belange sind in den durchgeführten Untersuchungen bereits hinreichend 
berücksichtigt worden. Eine nochmalige Untersuchung erbrachte ebenfalls keine abwei-
chenden Ergebnisse. 

 

 Abwägung und Begründung 
 
 Steinkauz und Kreuzkröte sind im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung geprüft 

worden (Kapitel 9, Seiten 54 - 82). Der Feuersalamander ist jedoch nicht als planungsrele-
vante Art für die Biotoptypen im Geltungsbereich des B-Plans aufgeführt und ist somit 
auch nicht zu prüfen. Er kann durchaus im angrenzenden Kottenforst vorkommen, man-
gels geeigneter Habitatstrukturen nicht jedoch im Bereich der geplanten Bauflächen. Für 
Steinkauz und Kreuzkröte kann ein artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand ausge-
schlossen werden. 

 
 
 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV): Es wird darauf hingewiesen, dass eine unzu-

reichende Anbindung an den ÖPNV besteht. Die RB 23 hält am „Bahnhof Kottenforst“ nur 
samstags und sonntags, die nächstgelegene Bushaltestelle ist mehr als 1.000 m entfernt. 
Seitens des Rhein-Sieg-Kreis als Aufgabenträger besteht keine Notwendigkeit/Möglichkeit 
einer Anbindung. 

 



   

 

 

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Kenntnisnahme 
 
 
 Straßenverkehrsamt: Es wird darauf aufmerksam gemacht, auch die verkehrsrechtliche 

Anordnungsbehörde für die spätere Kennzeichnung des vorgesehenen verkehrsberuhig-
ten Bereichs in die Anhörung einzubinden. 

 

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Kenntnisnahme. Die spätere Kennzeichnung erfolgt in nachgeordneten Verfahren. 
 
 
 Einsatz erneuerbarer Energien: Es wird angeregt, auch die Energieeffizienz möglicher 

Baumaßnahmen zu berücksichtigen und den Einsatz erneuerbarer Energien zur dezentra-
len Erzeugung von Wärme und Strom im Baugebiet zu prüfen. Es wird darauf hingewie-
sen, dass gemäß § 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen des Klimaschutzes durch Maß-
nahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, und die der Anpassung an den Klima-
wandel dienen, Rechnung getragen werden soll. 

 

 Beschlussvorschlag 
 
 Den Anregungen wird entsprochen. Es wird ein Hinweis in den Bebauungsplan aufge-

nommen. 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Um den Erfordernissen des Klimaschutzes zu folgen, wird ein Hinweis zum Einsatz erneu-

erbarer Energien in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 

16. Landesbetrieb Wald und Holz, Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft 
mit Schreiben vom 15.10.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Der Unterzeichner macht erhebliche Bedenken aus forstfachlicher Sicht geltend und be-

gründet diese im Wesentlichen mit dem s.E. nach nicht ausreichenden Abstand von 15 m 
zwischen der festgesetzten Baugrenze und dem angrenzenden Wald. 

 
Im Hinblick auf den Baumbestand sei ein Sicherheitsabstand von weniger als einer Baum-
länge von 35 m nicht ausreichend. Auch würden forstliche Arbeiten im Waldrandbereich 
erschwert, da bei Fällungen besondere Sicherheitsvorkehrungen zu treffen seien. 
 
Des Weiteren weist der Unterzeichner darauf hin, dass der angrenzende Waldbestand 
vom Landesbetrieb Wald und Holz NRW naturnah bewirtschaftet und in den FFH-
Lebensraumtyp Sternmieren-Stieleichen-Hainbuchenwald (9160) entwickelt würde mit 
dem Ziel der Verbesserung und Förderung des Erhaltungszustandes und Vernetzung die-
ser landes- und europaweit bedeutsamen Waldgesellschaften mit ihrem Arteninventar. 



   

 

 

 
Der Unterzeichner beschreibt im weiteren Verlauf eine Erhöhung eines vom Wald ausge-
henden natürlichen Konflikt- und Gefahrenpotenzials, das durch den nach Planentwurf zu-
lässigen Abstand zwischen Bebauung und natürlich gewachsenem Waldrand begründet 
sei. In der Folge mussten nach der Erfahrung hiesiger Forstämter bei Unterschreitung des 
geforderten Mindestabstands in der Folge bestehende Waldränder zum Schutz der An-
wohner zurück genommen werden. Dies sei aufgrund des Status als Naturschutzgebiet 
nicht hinnehmbar. 

 
  

 Beschlussvorschlag 
 
 Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
 

Der im derzeit rechtsgültigen B-Plan Nr. 102 „Bahnhof Kottenforst“ festgesetzte Abstand 
der Baugrenze zum angrenzenden Wald wird in der 2. Änderung unverändert beibehalten. 
 
Die Hinweise bezüglich der Beeinträchtigung des FFH-Gebietes Kottenforst sowie der zu 
erwartenden Störungen von zu untersuchenden Arten sind durch die im Landschaftspfle-
gerischen Fachbeitrag erarbeiteten FFH-Verträglichkeitsprüfung und artenschutzrechtliche 
Prüfung hinreichend gewahrt. Weitere Untersuchungen sind nicht erforderlich. 

 

 Abwägung und Begründung 
 
 Im Zuge der 2. Änderung des B-Plans Nr. 102 „Bahnhof Kottenforst“ ist der Abstand zwi-

schen einer möglicher Bebauung und dem angrenzenden Wald mit 15 m unverändert ge-
genüber dem rechtskräftigen B-Plan, der Gewerbeflächen festgesetzt. Bei Realisierung 
der geplanten Wohnbebauung wird eine Verbesserung der Abstandssituation erreicht, in-
dem der vorhandene Gebäudebestand, der bis in den Traufbereich der Bäume hinein ragt, 
abgebrochen wird. 

 
 
Durch die Abgabe von Haftungsverzichtserklärungen seitens der Grundstückseigentümer 
wird der Waldeigentümer aus der Haftung entlassen. Bei einer zukünftig an den Vorgaben 
des Waldbiotopprogramms NRW orientierten Bewirtschaftung und Entwicklung des Wald-
randes gemäß den „Bewirtschaftungsgrundsätzen für Staatswaldflächen in Natura2000-
Gebieten in NRW“ werden die geäußerten Bedenken weitgehend gegenstandslos. Ein 
weiteres Abrücken der Baugrenze vom Waldrand ist unbegründet. 

 
Im Zuge der beschriebenen Entwicklung des Waldbestandes in einen FFH-
Lebensraumtyp ist es naturschutzfachlich dringend wünschenswert, dass der vorhandene 
Waldrand naturnah entwickelt wird. In den „Bewirtschaftungsgrundsätzen für Staatswald-
flächen in Natura2000-Gebieten in NRW“ (Waldbiotopschutzprogramm NRW) ist unter Zif-
fer 2.5 „Sonderbiotope und Waldränder“ ausdrücklich darauf hingewiesen, dass naturnahe 
Waldränder zu entwickeln sind. Zitat: „Ökologisch intakte Waldränder mit vielfältig wech-
selnden Strukturen werden gezielt gefördert. Der Naturverjüngung wird Vorrang vor der 
künstlichen Begründung eingeräumt. Bei Verjüngungsmaßnahmen wird für den Aufbau 
und die Entwicklung funktionsgerechter Waldränder Sorge getragen.“  

 
In der forstlichen Fachliteratur ist bei der Entwicklung von naturnahen Waldaußenrändern 
eine Breite von min. 10 m bis etwa 30 m auszubilden. Hierbei soll eine Krautzone mit 
Hochstauden etwa 5 m Breite einnehmen, gefolgt von einer Strauchzone von etwa 10 m 
Breite. Hieran schließt sich die Traufzone an die nach weiteren ca. 15 m erst die eigentli-
che Baumzone anschließt. Bei Berücksichtigung dieser forstfachlichen Vorgaben für die 
weitere Bewirtschaftung des angrenzenden Waldrandbereichs sind die geäußerten Be-
denken weitgehend gegenstandslos.  
 



   

 

 

Die Hinweise bezüglich der Beeinträchtigung des FFH-Gebietes Kottenforst sowie der zu 
erwartenden Störungen von zu untersuchenden Arten wie Habicht, Wespenbussard, 
Kammmolch und Springfrosch sind durch die im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag 
erarbeiteten FFH-Verträglichkeitsprüfung und artenschutzrechtliche Prüfung hinreichend 
gewahrt. Die Berücksichtigung der Belange des FFH-Schutzes wurde in einem Ortstermin 
mit der Unteren Landschaftsbehörde am 16.07.2012 einvernehmlich abgestimmt und 
durch entsprechende Festsetzungen im B-Plan rechtlich gesichert. 

 
Im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag ist als Teil der gesamten Umweltprüfung im Ka-
pitel 10 (Seiten 84 – 94) eine FFH-Verträglichkeitsprüfung gemäß der VV-Habitatschutz 
vom 13.04.2010 erarbeitet worden.  

 
In der Stufe I, der FFH-Vorprüfung (Screening) kommen die Gutachter zu dem Ergebnis, 
dass mit der Umsetzung der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 102 "Bahnhof Kotten-
forst" keine erheblichen nachteiligen Veränderungen oder Störungen für die Natura 2000-
Gebiete im Umfeld verbunden sind. Die Funktionen der Gebiete für die im Schutzzweck 
benannten Lebensräume sowie Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse 
als maßgebliche Bestandteile werden nicht eingeschränkt, die Erhaltungsziele der Gebiete 
werden nicht beeinträchtigt. Erhebliche Beeinträchtigungen der Gebiete lassen sich offen-
sichtlich ausschließen. Vertiefende Untersuchungen sind nicht erforderlich. 

 
Im Kapitel 9 (Seiten 54 - 82) des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags ist eine arten-
schutzrechtliche Prüfung gemäß der VV-Artenschutz vom 13.04.2010 vorgenommen wor-
den. 

 
Im Zuge der Prüfung sind auch die in der Stellungnahme genannten Arten Kammmolch 
und Springfrosch (Seite 60) behandelt worden mit dem Ergebnis, dass für die genannten 
Arten keine Konflikte mit artenschutzrechtlichen Vorschriften zu erwarten sind.  

 
Mit der Umsetzung der 2. Änderung des B-Plans Nr. 102 „Bahnhof Kottenforst“ sind keine 
Verschlechterungen der Wasserqualität im sog. „Lüfthildisgraben“ verbunden. Die Entsor-
gung von Gras- und Heckenschnitt in den angrenzenden Wald ist unzulässig und wird 
durch die mit der ULB abgestimmten Maßnahmen zur Einzäunung der Grundstücke zum 
Wald hin unterbunden. 

 
Die artenschutzrechtliche Prüfung hat u.a. zum Ergebnis, dass die angesprochene Fläche 
für die Maßnahme A 2 kein essentieller Lebensraum für Springfrosch und Zauneidechse 
ist. Die vorgeschlagene Maßnahme ist daher naturschutzfachlich auf der Fläche zulässig. 
In wie weit die Maßnahme, die gem. § 9 (1) Ziffer 20 BauGB festgesetzt ist, einer Erstauf-
forstungsgenehmigung bedarf, wird im Zuge der Durchführungsplanung näher geprüft 
werden. 

 
 

17. Zweckverband Naturpark Rheinland, Bergheim 
mit Schreiben vom 16.10.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet im Südwesten des Naturpark Rheinland 

liegt und hier der Kernzone als schützenswerteste Zone zugeordnet wird. Der Raum ist 
weitgehend frei von Belastungen und Beeinträchtigungen und eignet sich deshalb beson-
ders für die ruhige, naturbezogene und landschaftsbezogene Erholung. Das Plangebiet 
befindet sich in einem Grünkorridor an einem sensiblen Übergang zwischen den Natur-
schutzgebieten „Waldville“ und „Kottenforst“ bzw. den FFH-Gebieten „Waldville“ und 
„Waldreservat Kottenforst“. Mit dem Ausbau der Wohnbebauung am Bahnhof Kottenforst 
würde der Grünkorridor trotz der geplanten grünordnerischen Festsetzungen im B-Plan 
weiter verengt. Der naturparkspezifische Erholungsraum soll durch die Maßnahme nicht 
beeinträchtigt werden. 



   

 

 

 
 Es wird weiter darauf hingewiesen, dass das Bauvorhaben im Widerspruch zu § 1 Abs. 5 

BauGB steht, der eine nachhaltige Stadtentwicklung in der Bauleitplanung vorschreibt. Die 
geplante Wohnbebauung ist nicht sozial, da die hochwertige Wohnbebauung in dieser pri-
vilegierten Lage nur einkommensstarke Bevölkerungsgruppen anzieht, sodass einkom-
mensschwache Familien ausgeschlossen und damit diskriminiert werden. 

 
 Die nachhaltige Wirtschaftlichkeit sieht man durch die dezentrale Bebauung durch die 

notwendige Aufrechterhaltung und Instandsetzung sämtlicher infrastruktureller Versor-
gungsstrukturen auch mit Blick auf den demografischen Wandel gefährdet. 

 
Ein nachhaltiger Umweltschutz wird durch die Förderung des motorisierten Individualver-
kehrs durch nicht ausreichende Anbindung an den ÖPNV sowie die enge Bebauung an 
den Waldrand des NSG gefährdet. Der Abstand zum Wald in Bezug auf die Verkehrssi-
cherheit ist zu prüfen. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Der Anregung, generell von der geplanten Bebauung abzusehen wird nicht gefolgt. 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Da der Bebauungsplan keine Grundstücksgrößen vorgibt, sind sowohl kleinere, das heißt 

kostengünstigere, als auch größere Grundstücke möglich. Vorgaben über Ausführungs-
standards und Vermarktungsstrategien werden im Bebauungsplan nicht getroffen. Unter-
schiedliche Standortqualitäten liegen grundsätzlich jedem Baugebiet zugrunde, sie führen 
zu einem differenzierten Wohnungsangebot in der Stadt Meckenheim und begründen 
nicht automatisch eine Diskriminierung einer Nutzergruppen. 

 
 Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein bereits bestehendes Baugebiet, dass in die 

Ver- und Entsorgungsplanung sowie der technischen und sozialen Infrastruktur der Stadt 
Meckenheim seit Jahrzehnten in die Planung eingebunden ist. Grundsätzlich wird eine 
Weiternutzung bestehender Baugebiete nachhaltiger und ressourcensparender einge-
schätzt, als die Ausweisung neuer Baugebiete. In diesem Sinne ist die Umwidmung des 
Gewerbegebietes in ein Wohngebiet mit Anbindung an das vorhandene Infrastrukturnetz 
als nachhaltig einzustufen. 

 
 Die Belange des Naturparks sowie des NSG und die Verträglichkeit der Bebauung mit 

dem angrenzenden Wald wurden eingehend im Umweltbericht und dem landschaftlichen 
Fachbeitrag bearbeitet. Die Verträglichkeit der Planung mit den angrenzenden FFH- und 
Naturschutzgebieten, auch als Erholungsraum, wurde im Rahmen der FFH-
Verträglichkeitsprüfung, der artenschutzrechtlichen Prüfung sowie im landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrag untersucht. Den Untersuchungsergebnissen wurde durch den Rhein-
Sieg-Kreis zugestimmt. 

 
Es wird empfohlen, die Zielsetzung zur Entwicklung eines Wohngebietes in der geplanten 
Weise weiter zu verfolgen. 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen 

 



   

 

 

18. Stadtwerke der Stadt Meckenheim 
mit Schreiben vom 20.10.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird mitgeteilt, dass keine Bedenken bestehen. 
 
 Es wird darauf hingewiesen, dass für den Bereich eine komplette neue Planung der Was-

serversorgung und der Straßenbeleuchtungsanlage erfolgen muss. Den Stadtwerken ist 
vor Baubeginn Einsichtnahme in die Planunterlagen zu gewähren, bzw. hat eine Abstim-
mung mit dem jeweiligen Ingenieurbüro hinsichtlich der zu verlegenden Versorgungslei-
tungen rechtzeitig zu erfolgen. 

 

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Kenntnisnahme 
 
 

19. Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG 
mit Schreiben vom 21.10.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird mitgeteilt, dass innerhalb des Planbereichs keine Leitungsanlagen der Regional-

gas Euskirchen vorhanden oder geplant sind und somit keine Bedenken gegen das Ver-
fahren bestehen. 

  

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Entfällt 
 
 

20. Amt für Denkmalpflege im Rheinland – Bau- und Kunstdenkmalpflege 
mit Schreiben vom 17.11.2014 

 

 Kurzinhalt der Stellungnahme 
 
 Es wird empfohlen, den beabsichtigten Lärmschutzwall in das bestehende Gelände zu 

modellieren und mit einheimischer Bepflanzung zu versehen. 
 

 Beschlussvorschlag 
 
 Kenntnisnahme 
 

 Abwägung und Begründung 
 
 Die Gestaltung des Lärmschutzwalles wird im Rahmen des Erschließungsvertrages expli-

zit beschrieben. Festsetzungen zur Bepflanzung des Lärmschutzwalles werden im Bebau-
ungsplan festgesetzt. 
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lobeck, christoph

Von: Lang, Dr. Gundula [Gundula.Lang@lvr.de]

Gesendet: Montag, 17. November 2014 18:02

An: lobeck, christoph

Betreff: AW: Trägerbeteiligung gemäß § 4.2 BauGB; hier: 47. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Meckenheim / 2. Änderung Bebauungsplan Nr. 102 "Bahnhof Kottenforst" 

Seite 1 von 1

23.01.2015

Sehr geehrter Herr Lobeck,

vielen Dank für Ihre erneute Nachfrage. Das ist sehr nett. Ich habe mich im September nicht dazu geäußert, weil ich 

einverstanden war – vorausgesetzt der Wall wird nicht so schematisch wie er auf dem Plan ausschaut, sondern ins 

Gelände modelliert und mit einheimischer Bepflanzung versehen.

Viele Grüße,

Gundula Lang.

Von: lobeck, christoph [mailto:christoph.lobeck@meckenheim.de] 
Gesendet: Montag, 17. November 2014 09:58
An: Lang, Dr. Gundula
Betreff: Trägerbeteiligung gemäß § 4.2 BauGB; hier: 47. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Meckenheim / 2. Änderung Bebauungsplan Nr. 102 "Bahnhof Kottenforst" 

Sehr geehrte Frau Dr. Lang,
im Rahmen der Trägerbeteiligung gemäß § 4.2 BauGB wurde der  LVR, hier das Amt für Denkmalpflege im 
Rheinland - Bau- und Kunstdenkmalpflege - am 08. September 2014 gebeten, Stellungnahmen zu den beiden 
Bauleitplanverfahren der 47. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Meckenheim sowie zur 2. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 102 "Bahnhof Kottenforst" abzugeben. Da diesbezüglich Ihrerseits keine Stellungnahmen 
abgegeben wurden, gehen wir davon aus, das die vorliegende Planung mit Ihren Vorstellungen übereinstimmt, bzw. 
die zuvor mit Ihnen besprochenen Details hinsichtlich des Lärmschutzwalles (Siehe auch Mailverkehr Anlage 2) 
unsererseits umgesetzt worden sind. 

Zur Veranschaulicheung des Sachverhaltes ist Ihnen der Bebauungsplanentwurf in den Anlagen noch einmal 
beigefügt.

Ich bitte um eine kurze Bestätigung dieses Schreibens, wünsche Ihnen einen guten Start in die Woche und verbleibe 
mit freundlichen Grüßen, 

Christoph Lobeck
Stadtverwaltung Meckenheim
Stadtplanung, Liegenschaften 
Bahnhofstraße 22
53340 Meckenheim 
T 02225 / 917 195 
F 02225 / 917 66 115    
christoph.lobeck@meckenheim.de

www.meckenheim.de

Müssen Sie diese E-Mail wirklich ausdrucken?
Der Inhalt dieser E-Mail ist ausschließlich für den bezeichneten Adressaten bestimmt. Wenn Sie nicht der vorgesehene Adressat dieser E-Mail oder dessen Vertreter sein 
sollten, so beachten Sie bitte, dass jede Form der Kenntnisnahme, Veröffentlichung, Vervielfältigung oder Weitergabe des Inhalts dieser E-Mail unzulässig ist. Wir bitten 
Sie, sich in diesem Fall mit dem Absender der E-Mail in Verbindung zu setzen. 
Bei Abwesenheit des Adressaten, an den Sie eine E-Mail gerichtet haben, kann diese automatisch an dessen Vertreter weitergeleitet werden. Wir möchten Sie außerdem 
darauf hinweisen, dass die Kommunikation per E-Mail ohne Authentifizierung und Verschlüsselung unsicher ist, da für unberechtigte Dritte grundsätzlich die Möglichkeit 
der Kenntnisnahme und Manipulation besteht. Wir übernehmen deshalb keine Verantwortung für den Inhalt dieser Nachricht, da eine Manipulation nicht ausgeschlossen 
werden kann. Obwohl wir alle angemessenen Vorkehrungen getroffen haben, um sicherzustellen, dass Anlagen dieser E-Mail Virus-geprüft sind, empfehlen wir dennoch, 
anhängende Dateien vor dem Öffnen durch Ihr eigenes Virus-Programm zu prüfen, da wir keinerlei Haftung für Schäden übernehmen, die infolge etwaiger Software-Viren 
entstehen könnten.
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